Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3441 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung und 
der Patentanwaltsordnung 

— Drucksache V/2848 — 


A. Bericht des Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Bundesrechtsanwaltsordnung und der Patentanwalts- 
ordnung — Drucksache V/2848 — ist in der 175. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 16. Mai 1968 
an den Rechtsausschuß überwiesen worden. Der 
Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
vom 24. Oktober 1968 abschließend beraten. 


I. Allgemeines 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung und die Patent- 
anwaltsordnung sind relativ junge Gesetze, zumin- 
dest was die Patentanwaltsordnung betrifft. Die 
Bundesrechtsanwaltsordnung stammt aus dem Jahre 
1959, die Patentanwaltsordnung aus dem Jahre 1966. 
Die Bundesrechtsanwaltsordnung erfährt mit dieser 
Vorlage bereits ihre vierte Änderung. Die beiden 
ersten Änderungen, die kleinere redaktionelle An- 
passung enthielten, waren durch das Deutsche 
Richtergesetz und die sog. „Kleine Strafprozeß- 
novelle" vorgenommen worden. Die dritte Änderung 
betraf die Anpassung an das neue Ordnungswidrig- 
keitengesetz. Dieser Anpassung diente auch die bis- 
her einzige sachlich bedeutsame Änderung der Pa- 
tentanwaltsordnung. Wenn nun die erneute Ände- 
rung der Bundesrechtsanwaltsordnung zum Teil wie- 
derum mit der Anpassung an die Strafprozeßnovelle 
begründet wird, so liegt das daran, daß die Umge- 
staltung des ehrengerichtlichen Verfahrens nicht bei- 
läufig in der Strafprozeßnovelle, sondern durch ein 
besonderes Änderungsgesetz vorgenommen werden 


sollte. Die Patentanwaltsordnung ist dagegen nach 
der Strafprozeßnovelle erschienen und hat die An- 
passung bereits vorweggenommen. Sie muß jedoch 
aus Gründen der Einheitlichkeit für beide Berufsord- 
nungen an die Neuregelung für Rechtsanwälte er- 
neut redaktionell angepaßt werden. Weitere Gründe 
für die Änderung sind eine Anpassung an das geän- 
derte Disziplinarrecht für Beamte, gewisse Erfahrun- 
gen, die in der Praxis mit der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung bereits gemacht worden sind, und ein 
Wunsch des Rechtsausschusses, gewisse Formulie- 
rungen aus der Patentanwaltsordnung in die Bundes- 
rechtsanwaltsordnung zu übernehmen. 

Der Rechtsausschuß, der sich sonst grundsätzlich 
gegen Teillösungen und damit gegen eine Flut .von 
Änderungsgesetzen wendet, hat die Konzeption des 
Entwurfs gebilligt. 

II. Im Einzelnen 

Der Bericht erwähnt nur diejenigen Vorschriften, 
die im. Ausschuß geändert worden sind. 

Artikel I 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Zu Nr. 2 a (§ 27 BRAO) 

§ 27 Abs. 2 BRAO sieht vor, daß der Rechtsanwalt 
am Ort des Gerichts, bei dem er zugelassen ist, eine 
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Kanzlei einrichten muß. Schwierigkeiten ergeben 
sich nun dort., wo im Wege der Neuordnung der 
Gerichtsorganisation eine Reihe kleinerer Amtsge- 
richte aufgelöst und mit anderen Amtsgerichten zu- 
sammengelegt worden sind. Durch die damit verbun- 
dene Kanzleiverlegung wird ein großer Teil der beim 
Amtsgericht zugelassenen Rechtsanwälte wirtschaft- 
lich schwer getroffen. Der Rechtsausschuß hält es 
vertretbar, in den Fällen, in denen sich die Kanzlei 
noch im Amtsgerichtsbezirk befindet, von der Pflicht 
abzusehen, die Kanzlei am Ort des Amtsgerichts ein- 
zurichten, zumal dadurch der Kontakt zum rechts- 
suchenden Publikum erhalten oder verbessert wer- 
den kann. 


Zu Nr. 12 (§ 74 BRAO) 

Der Rechtsausschuß hat die Frist, innerhalb der 
der Rechtsanwalt den Antrag auf mündliche Ver- 
handlung stellen kann, in Absatz 2 gestrichen, um 
dem Rechtsanwalt die Möglichkeit zu geben, in 
jedem Falle die Gegenerklärung der Rechtsanwalts- 
kammer abzuwarten. Der betroffene Rechtsanwalt ist 
nach Kenntnis dieser Gegenerklärung besser in der 
Lage, darüber zu entscheiden, ob er eine mündliche 
Verhandlung beantragen will. 

Zu Nr. 13 (§ 95 Abs. 1 BRAO) 


Zu Nr. 6 (§ 53 Abs. 4 BRAO) 

Durch die Bezugnahme auf §§ 7 und 20 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 in dem vom Ausschuß eingefügten Satz 3 
soll ausdrücklich klargestellt werden, daß Personen, 
die nicht als Rechtsanwalt zugelassen werden könn- 
ten, nicht zu Vertretern zu bestellen sind und daß die 
Gründe, die zu der Versagung einer örtlichen Zulas- 
sung Anlaß geben können, auch bei der Bestellung 
des Vertreters zu berücksichtigen sind. Dabei ist 
insbesondere an den Fall zu denken, daß Richter und 
Staatsanwälte, denen nach § 20 BRAO die Zulassung 
als Rechtsanwälte versagt werden kann, auch nicht 
zu Vertretern von Rechtsanwälten bestellt werden 
sollen, damit sie nicht vor dem gleichen Gericht, dem 
sie früher angehört haben, als Parteivertreter auf- 
treten. Zur Vereinfachung ist in der synoptischen 
Gegenüberstellung der Absatz 4 im Ganzen wieder- 
gegeben worden. 

Zu Nr. 7 (§ 55 Abs. 1 BRAO) 

Die Einfügung entspricht der Änderung in Nr. 6 

Zu Nr. 8 (§ 57 BRAO) 

Nach der Vorlage sollte über die Androhung und 
die Festsetzung des Zwangsgeldes auf Antrag das 
Ehrengericht entscheiden. Um eine größere Distanz 
zwischen dem Organ der anwaltlichen Selbstverwal- 
tung, das den angefochtenen Akt erlassen hat, und 
dem Gericht, das über die Rechtmäßigkeit der 
Maßnahme des Vorstands oder des Präsidenten der 
Rechtsanwaltskammer entscheidet, zu erreichen, hielt 
es der Ausschuß für angebracht, die Entscheidung 
einer höheren Instanz, nämlich dem Ehrengerichts- 
hof vorzubehalten. 

Zu Nr. 11 (§ 74 BRAO) 

Im Gegensatz zur allgemeinen Verjährungsfrist 
von fünf Jahren für die Verfolgung einer Pflichtver- 
letzung [siehe Artikel I Nr. 22 (§ 115 BRAO)] er- 
scheint es angebracht, die Frist für Bagatellsachen 
auf drei Jahre zu verkürzen. In diesem Zusammen- 
hang ist zu betonen, daß es sich hier um eine echte 
Ausschlußfrist handelt, während § 115 BRAO eine 
Verfolgungsverjährung vorsieht, die unterbrochen 
oder gehemmt werden kann. 


Die Neufassung in Satz 2 bedeutet keine sachliche 
Änderung. Es soll nur klar hervorgehoben werden, 
daß mit den Rechten und Pflichten eines Berufs- 
richters, die der amtliche Ehrenrichter während der 
Dauer seines Amtes hat, nicht solche Rechte und 
Pflichten gemeint sind, die sich für den Berufsrichter 
aus seiner Stellung als Staatsbediensteter ergeben. 

Zu Nr. 16 (§ 103 BRAO) 

Der Rechtsausschuß hat es abgelehnt, einen 
Rechtsanwalt in seiner ehrenamtlichen Tätigkeit bes- 
ser zu stellen als einen Beamten oder einen Anwalt, 
die in Ausübung ihres Berufs auch keinen Ersatz für 
Fahrtkosten am Dienstort oder Ort der Kanzlei er- 
halten. Er hat daher die Möglichkeit des Ersatzes 
von Fahrtkosten, wenn der Ehrengerichtshof am 
Wohnort des ehrenamtlichen Mitgliedes tagt, ge- 
strichen. 

Zu Nr. 17 (§ 110 BRAO) 

Es handelt sich um die gleiche Klarstellung wie in 
Nr. 13. 

Zu Nr. 42 (§ 195 BRAO) 

Die Streichung des Wortes „baren" bedeutet, daß 
die gerichtlichen Auslagen insgesamt ersetzt werden 
sollen. Es handelt sich dort nicht nur um Baraus- 
lagen. 

Zu Nr. 45 (§ 197 a BRAO) 

Da nach dem Beschluß des Rechtsausschusses zu 
Nr. 8 (§ 57 BRAO) der Ehrengerichtshof für die Ent- 
scheidung über den Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung über die Androhung oder die Festsetzung des 
Zwangsgeldes zuständig sein soll, dagegen das 
Ehrengericht für die Entscheidung über die Rüge zu- 
ständig ist, müßten hier an sich beide Gerichte ge- 
nannt werden. Zur Vereinfachung hat der Rechtsaus- 
schuß die Passivform gewählt. Damit sind beide Ge- 
richte erfaßt. 

Zu Nr. 47 (§ 204 BRAO) 

Der Rechtsausschuß glaubt, es der Rechtsanwalts- 
kammer überlassen zu können, welches Mitglied des 
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Deutscher Bundestag 

Vorstandes die Vollstreckung betreiben soll. In der 
Regel wird dies der Schatzmeister sein, aber er 
braucht es nicht zu sein. Da die Änderung in Ab- 
satz 3 als Satz 3 erfolgt, Satz 2 also unverändert 
bleibt, kann die Änderung in Nr. 47 c entfallen. 

Zu Nr. 49 (§ 210 BRAO) 

§ 210 BRAO kann gestrichen werden. Im Gegen- 
satz zum früheren Wartestandsbeamten scheidet der 
Beamte im einstweiligen Ruhestand aus dem Be- 
amtenverhältnis aus und es besteht daher kein Zwei- 
fel, daß der Zulassung nicht § 7 Nr. 10 BRAO ent- 
gegengehalten werden kann. 

Zu Nr. 49 a (§ 226 Abs. 2 BRAO) 

Die Einfügung der Nr. 49 a bedeutet die Wieder- 
einführung der Simultanzulassung für Hamburger 
Rechtsanwälte. 

Artikel II 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Beschlüsse des Rechtsausschusses zu Artikel II 
sind Folgen aus den Beschlüssen zu Artikel I. Sie 
werden daher hier nur zusammengefaßt und soweit 
sie geändert worden sind dargestellt: 


Bonn, den 14. 


— 5. Wahlperiode 

Nr. 5 (§ 46 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 6 (§ 53 Abs. 4 BRAO) 

Nr. 5a (§ 48 Abs. 1 PatAO) 

enspricht Artikel 1 Nr. 7 (§ 55 Abs. 1 BRAO) 

Nr. 8 (§ 70 Abs. 2 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 11 (§74 Abs. 2 
BRAO) 

Nr. 9 (§ 70 a PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 12 (§ 74 a BRAO) 

Nr. 10 (§ 88 Abs. 1 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 13 (§ 95 Abs. 1 
BRAO) 

Nr. 11 (§92 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 17 (§ 110 Abs. 1 
BRAO) 

Nr. 30 (§148 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 42 (§ 195 BRAO) 

Nr. 33 (§ 150 a PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 45 (§ 197 a BRAO) 

Nr. 34 (§162 PatAO) 

entspricht Artikel 1 Nr. 49 (§ 210 BRAO) 

Nr. 34 a (§ 170 Abs. 4 Satz 2) bedeutet lediglich eine 
redaktionelle Korrektur. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf 

in der vorgeschlagenen Fassung anzunehmen. 


November 1968 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2848 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 31. Oktober 1968 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Erhard (Bad Schwalbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundes rechtsanwaltsordnung und 
der Patentanwaltsordnung 

— Drucksache V/2848 — - 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 
und der Patentanwaltsordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 565), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Strafprozeß- 
ordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 
19. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 7 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. wenn gegen den Bewerber im Verfahren 
über die Richteranklage auf Entlassung oder 
im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus 
dem Dienst in der Rechtspflege rechtskräftig 
erkannt worden ist;". 

2. Dem § 16 Abs. 5 werden folgende Sätze 3 bis 6 
^ angefügt: 

„In dringenden Fällen kann die Anordnung 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Der 
Ehrengerichtshof kann seine Anordnung jeder- 
zeit aufheben. Die Anordnung ist nicht anfecht- 
bar. Ergeht eine Anordnung ohne mündliche 
Verhandlung, so entscheidet der Ehrengerichts- 
hof auf Antrag des Rechtsanwalts nach münd- 
licher Verhandlung, ob die Anordnung aufrecht- 
zuerhalten oder aufzuheben ist." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 
und der Patentanwaltsordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 565), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten (EGOWiG) vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 503) r wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 


3. Dem § 35 Abs. 2 wird folgender Satz 9 angefügt: 

♦ 

„§ 16 Abs. 5 Sätze 3 bis 6 ist entsprechend 
anzuwenden." 

4. Dem § 42 Abs. 5 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

»Er erläßt auch die Anordnungen nach § 16 
Abs. 5 Satz 2 und § 35 Abs. 2 Satz 8." 


5. Dem § 53 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

»Vor der Bestellung ist der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer zu hören." 

6. In § 53 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „zwei 
Jahren" durch die Worte „achtzehn Monaten" 
ersetzt. 


7. § 55 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Abwickler ist in der Regel nicht länger als 
für die Dauer eines Jahres zu bestellen." 


8. § 57 wird wie folgt gefaßt: 

,§57 

Zwangsgeld bei Verletzung 
der besonderen Pflichten 

(1) Um einen Rechtsanwalt zur Erfüllung sei- 
ner Pflichten nach § 56 anzuhalten, kann der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer gegen ihn 
Zwangsgeld bis zum Gesamtbeträge von fünf- 
hundert Deutsche Mark festsetzen. Das Zwangs- 
geld kann zu wiederholten Malen festgesetzt 

werden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2a. Dem § 27 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

♦ 

„(3) Der bei einem Amtsgericht zugelassene 
Rechtsanwalt kann seine Kanzlei statt an dem 
Ort dieses Gerichts an einem anderen Ort in 
dessen Bezirk einrichten. 1 11 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 53 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(4) Die Landesjustizverwaltung soll die Ver- 
tretung einem Rechtsanwalt übertragen. Sie 
kann auch andere Personen, welche die Fähig- 
keit zum Richteramt erlangt haben, oder Refe- 
rendare, die seit mindestens achtzehn Monaten 
im Vorbereitungsdienst beschäftigt sind, zu 
Vertretern bestellen. §§ 7 und 20 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 gelten entsprechend." 

7. § 55 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann 
die Landesjustizverwaltung einen Rechtsanwalt 
oder eine andere Person, welche die Fähigkeit 
zum Richteramt erlangt hat, zum Abwickler der 
Kanzlei bestellen. §§ 7 und 20 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 gelten entsprechend. Vor der Bestellung 
ist der Vorstand der Rechtsanwaltskammer zu 
hören. Der Abwickler ist in der Regel nicht län- 
ger als für die Dauer eines Jahres zu bestellen." 

8. § 57 wir dwie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 57 

Zwangsgeld bei Verletzung 
der besonderen Pflichten 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Das Zwangsgeld muß vorher durch den 
Vorstand oder den Präsidenten schriftlich ange- 
droht werden. Die Androhung und die Festset- 
zung des Zwangsgelds sind dem Rechtsanwalt 
zuzustellen. 

(3) Gegen die Androhung und gegen die 
Festsetzung des Zwangsgelds kann der Rechts- 
anwalt die Entscheidung des Ehrengerichts be- 
antragen. Der Antrag ist bei dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer schriftlich einzureichen. 
Erachtet der Vorstand den Antrag für begrün- 
det, so hat er ihm abzuhelfen; andernfalls ist 
der Antrag unverzüglich dem Ehrengericht am 
Sitz der Rechtsanwaltskammer vorzulegen. Im 
übrigen sind die Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung über die Beschwerde sinngemäß anzu- 
wenden. Die Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung) wird vom Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer abgegeben. Die Staats- 
anwaltschaft ist an dem Verfahren nicht betei- 
ligt Der Beschluß des Ehrengerichts kann nicht 
angefochten werden. 


(4) Das Zwangsgeld fließt der Rechtsanwalts- 
kammer zu. Es wird auf Grund einer von dem 
Schatzmeister erteilten, mit der Bescheinigung 
der Vollstreckbarkeit versehenen beglaubigten 
Abschrift des Festsetzungsbescheides nach den 
Vorschriften beigetrieben, die für die Vollstrek- 
kung von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten gelten." 

9. § 65 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 65 

Voraussetzungen der Wählbarkeit 

Zum Mitglied des Vorstandes kann nur ge- 
wählt werden, wer 

1 . Mitglied der Kammer ist, 

2. das fünfunddreißigste Lebensjahr voll- 
endet hat und 

3. den Beruf eines Rechtsanwalts seit min- 
destens fünf Jahren ohne Unterbrechung 
ausübt." 

10. § 66 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. gegen den in den letzten fünf Jahren im 
ehrengerichtlichen Verfahren ein Verweis 
oder eine Geldbuße verhängt worden ist." 

11. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„§ 113 Abs. 2 und 3, § 115 b und §118 Abs. 2 
gelten entsprechend.” 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Gegen die Androhung und gegen die 
Festsetzung des Zwangsgelds kann der Rechts- 
anwalt die Entscheidung des Ehrengerichtshofes 
beantragen. Der Antrag ist bei dem Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer schriftlich einzurei- 
ren. Erachtet der Vorstand den Antrag für 
begründet, so hat er ihm abzuhelfen; andern- 
falls ist der Antrag unverzüglich dem Ehrenge- 
richtshof vorzulegen. Zuständig ist der Ehren- 
gerichtshof bei dem Oberlandesgericht, in des- 
sen Bezirk die Rechtsanwaltskammer ihren Sitz 
hat. Im übrigen sind die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung über die Beschwerde sinngemäß 
anzuwenden. Die Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung) wird vom Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer abgegeben. Die 
Staatsanwaltschaft ist an dem Verfahren nicht 
beteiligt. Der Beschluß des Ehrengerichtshofes 
kann nicht angefochten werden. 

(4) unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. § 74 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 
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Entwurf 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vorstand darf eine Rüge nicht 
mehr erteilen, wenn das ehrengerichtliche 
Verfahren gegen den Rechtsanwalt eingelei- 
tet ist oder wenn seit der Pflichtverletzung 
mehr als fünf Jahre vergangen sind/' 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „zwei 
Wochen" durch die Worte „eines Monats" 
ersetzt. Satz 3 entfällt. 


12. Nach § 74 wird folgender § 74 a eingefügt: 

„§ 74 a 

Antrag auf ehrengerichtliche Entscheidung 

(1) Wird der Einspruch gegen den Rüge- 
bescheid durch den Vorstand der Rechtsanwalts- 
kammer zurückgewiesen, so kann der Rechts- 
anwalt innerhalb eines Monats nach der Zustel- 
lung die Entscheidung des Ehrengerichts be- 
antragen. Zuständig ist das Ehrengericht am 
Sitz der Rechtsanwaltskammer, deren Vorstand 
die Rüge erteilt hat. 

(2) Der Antrag ist bei dem Ehrengericht 
schriftlich einzureichen. Auf das Verfahren sind 
die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde sinngemäß anzuwenden. Die 
Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 der Strafprozeß- 
ordnung) wird von dem Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer abgegeben. Die Staatsanwalt- 
schaft ist an dem Verfahren nicht beteiligt. 
Eine mündliche Verhandlung findet statt, wenn 
sie der Rechtsanwalt beantragt oder das Ehren- 
gericht für erforderlich hält; der Rechtsanwalt 
kann den Antrag auf mündliche Verhandlung 
nur bis zum Ablauf der in Absatz 1 Satz 1 
bestimmten Frist stellen. Von Zeit und Ort der 
mündlichen Verhandlung sind der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer, der Rechtsanwalt und 
sein Verteidiger zu benachrichtigen. Art und 
Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das 
Ehrengericht Es hat jedoch zur Erforschung der 
Wahrheit die Beweisaufnahme von Amts wegen 
auf alle Tatsachen und Beweismittel zu erstrek- 
ken, die für die Entscheidung von Bedeutung 
sind. 

(3) Der Rügebescheid kann nicht deshalb auf- 
gehoben werden, weil der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer zu Unrecht angenommen hat, 
die Schuld des Rechtsanwalts sei gering und der 
Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens nicht erforderlich. Treten die Vor- 
aussetzungen, unter denen nach § 115 b von 
einer ehrengerichtlichen Ahndung abzusehen 
ist oder nach § 118 Abs. 2 ein ehrengerichtliches 
Verfahren nicht eingeleitet oder fortgesetzt 
werden darf, erst ein, nachdem der Vorstand 
die Rüge erteilt hat, so hebt das Ehrengericht 
den Rügebescheid auf. Der Beschluß ist mit 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vorstand darf eine Rüge nicht 
mehr erteilen, wenn das ehrengerichtliche 
Verfahren gegen den Rechtsanwalt eingelei- 
tet ist oder wenn seit der Pflichtverletzung 
mehr als drei Jahre vergangen sind." 

c) unverändert 


12. Nach § 74 wird folgender § 74 a eingefügt: 

♦ 

„§ 74 a 

Antrag auf ehrengerichtliche Entscheidung 

(1) unverändert 


(2) Der Antrag ist bei dem Ehrengericht 
schriftlich einzureichen. Auf das Verfahren sind 
die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschwerde sinngemäß anzuwenden. Die 
Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 der Strafprozeß- 
ordnung) wird von dem Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer abgegeben. Die Staatsanwalt- 
schaft ist an dem Verfahren nicht beteiligt. 
Eine mündliche Verhandlung findet statt, wenn 
sie der Rechtsanwalt beantragt oder das Ehren- 
gericht für erforderlich hält. Von Zeit und Ort 
der mündlichen Verhandlung sind der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer, der Rechtsanwalt 
und sein Verteidiger zu benachrichtigen. Art 
und Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das 
Ehrengericht. Es hat jedoch zur Erforschung der 
Wahrheit die Beweisaufnahme von Amts we- 
gen auf alle Tatsachen und Beweismittel zu 
erstrecken, die für die Entscheidung von Be- 
deutung sind. 


(3) unverändert 
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Gründen zu versehen. Er kann nicht angefochten 
werden. 

(4) Das Ehrengericht, bei dem ein Antrag auf 
ehrengerichtliche Entscheidung eingelegt wird, 
teilt unverzüglich der Staatsanwaltschaft bei 
dem Oberlandesgericht eine Abschrift des An- 
trags mit Der Staatsanwaltschaft ist auch eine 
Abschrift des Beschlusses mitzuteilen, mit dem 
über den Antrag entschieden wird. 

(5) Leitet die Staatsanwaltschaft wegen des- 
selben Verhaltens, das der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer gerügt hat, ein ehrengericht- 
liches Verfahren gegen den Rechtsanwalt ein, 
bevor die Entscheidung über den Antrag auf 
ehrengerichtliche Entscheidung gegen den Rüge- 
bescheid ergangen ist, so wird das Verfahren 
über den Antrag bis zum rechtskräftigen Ab- 
schluß des ehrengerichtlichen Verfahrens aus- 
gesetzt. In den Fällen des § 115 a Abs. 2 stellt 
das Ehrengericht nach Beendigung der Ausset- 
zung fest, daß die Rüge unwirksam ist." 

13. In § 95 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„Die Mitglieder des Ehrengerichts sind ehren- 
amtliche Richter. In ihrer Eigenschaft als ehren- 
amtliche Richter des Ehrengerichts haben sie 
während der Dauer ihres Amtes die Rechte und 
Pflichten eines Berufsrichters." 

14. Dem § 100 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

♦ 

„(4) Mehrere Länder können die Errichtung 
eines gemeinsamen Ehrengerichtshofes bei dem 
Oberlandesgericht oder dem obersten Landes- 
gericht eines Landes vereinbaren." 


15. § 102 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 102 

Bestellung von Berufsrichtern zu Mitgliedern 
des Ehrengerichtshofes 

(1) Die Mitglieder des Ehrengerichtshofes, die 
Berufsrichter sind, werden von der Landes- 
justizverwaltung aus der Zahl der ständigen 
Mitglieder des Oberlandesgerichts für die Dauer 
von vier Jahren bestellt. In den Fällen des 
§ 100 Abs. 2 können die Berufsrichter auch aus 
der Zahl der ständigen Mitglieder der anderen 
Oberlandesgerichte oder des obersten Landes- 
gerichts bestellt werden. 

(2) Die Mitglieder eines gemeinsamen Ehren- 
gerichtshofes, die Berufsrichter sind, werden aus 
der Zahl der ständigen Mitglieder der Ober- 
landesgerichte der beteiligten Länder nach Maß- 
gabe der von den Ländern getroffenen Ver- 
einbarung (§ 100 Abs. 4) bestellt." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


13. In § 95 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
^ gende Fassung: 

„Die Mitglieder des Ehrengerichts sind ehren- 
amtliche Richter. Sie haben in ihrer Eigenschaft 
als ehrenamtliche Richter des Ehrengerichts 
während der Dauer ihres Amtes die Stellung 
eines Berufsrichters." 

14. unverändert 


15. unverändert 
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16. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Die Mitglieder eines gemeinsamen Ehren- 
gerichtshofes, die Rechtsanwälte sind, wer- 
den aus den Mitgliedern der in den beteilig- 
ten Ländern bestehenden Rechtsanwaltskam- 
mern nach Maßgabe der von den Ländern 
getroffenen Vereinbarung (§ 100 Abs. 4) 
ernannt." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die anwaltlichen Mitglieder erhalten 
aus der Staatskasse für den mit ihrer Tätig- 
keit verbundenen Aufwand eine Entschädi- 
gung, die sich auf das Eineinhalbfache des in 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz der Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte ge- 
nannten höchsten Betrages beläuft. Außer- 
dem haben die anwaltlichen Mitglieder An- 
spruch auf die in § 28 Abs. 1 der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte be- 
stimmten Beträge und auf Ersatz ihrer Uber- 
nachtungskosten. Fahrkosten sind auch 
dann zu ersetzen , wenn der Ehrengerichtshof 
an dem Ort tagt , an dem das anwaltliche 
Mitglied seinen Wohnsitz hat." 

17. § 110 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Rechtsanwälte sind ehrenamtliche 
Richter. Sie haben in der Sitzung, zu der sie als 

Beisitzer herangezogen werden, die Rechte und 
Pflichten eines Berufsrichters." 

18. § 1 12 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

.§ 112 

Entschädigung der anwaltlichen Beisitzer 

Für die Aufwandsentschädigung der anwalt- 
lichen Beisitzer und für den Ersatz ihrer Reise- 
kosten gilt § 103 Abs. 4 entsprechend." 

19. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie 

^ folgt gefaßt: 

„Die ehrengerichtliche Ahndung 
von Pflichtverletzungen" 

20. § 113 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 113 

Ahndung einer Pflichtverletzung 

(1) Gegen einen Rechtsanwalt, der seine 
Pflichten schuldhaft verletzt, wird eine ehren- 
gerichtliche Maßnahme verhängt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

16. § 103 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die anwaltlichen Mitglieder erhalten 
aus der Staatskasse für den mit ihrer Tätig- 
keit verbundenen Aufwand eine Entschädi- 
gung, die sich auf das Eineinhalbfache des in 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz der Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte ge- 
nannten höchsten Betrages beläuft. Außer- 
dem haben die anwaltlichen Mitglieder An- 
spruch auf die in § 28 Abs. 1 der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte be- 
stimmten Beträge und auf Ersatz ihrer über- 
nachtungskosten. " 


17. § 110 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Die Rechtsanwälte sind ehrenamtliche 
Richter. Sie haben in der Sitzung, zu der sie als 
Beisitzer herangezogen werden, die Stellung 
eines Berufsrichters." 

18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 
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(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Ver- 
halten eines Rechtsanwalts ist eine ehren- 
gerichtlich zu ahndende Pflichtverletzung, wenn 
es nach den Umständen des Einzelfalls in beson- 
derem Maße geeignet ist, Achtung und Ver- 
trauen in einer für die Ausübung der Anwalts- 
tätigkeit oder für das Ansehen der Rechts- 
anwaltschaft bedeutsamen Weise zu beeinträch- 
tigen. 

(3) Eine ehrengerichtliche Maßnahme kann 
nicht verhängt werden, wenn der Rechtsanwalt 
zur Zeit der Tat der anwaltlichen Ehrengerichts- 
barkeit nicht unterstand." 


21. § 1 14 erhält folgende Fassung: 21. unverändert 

♦ 

„§ 114 

Ehrengerichtliche Maßnahmen 

(1) Ehrengerichtliche Maßnahmen sind 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu zehntausend Deut- 
sche Mark, 

4. Ausschließung aus der Rechtsanwalt- 
schaft. 

(2) Die ehrengerichtlichen Maßnahmen des 
Verweises und der Geldbuße können neben- 
einander verhängt werden." 


22. § 1 15 wird wie folgt geändert: 22. unverändert 

♦ 

a) Die Überschrift und der bisherige Absatz 1 
erhalten folgende Fassung: 

„§ 115 

Verjährung der Verfolgung einer 
Pf 1 i chtve r 1 e tzung 

Die Verfolgung einer Pflichtverletzung, 
die nicht die Ausschließung aus der Rechts- 
anwaltschaft rechtfertigt, verjährt in fünf 
Jahren. §§ 66, 67 Abs. 4, §§ 68 und 69 des 
Strafgesetzbuches gelten entsprechend." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 


23. Nach § 1 15 werden folgende §§ 115a und 115b 23. unverändert 

^ eingefügt: 

„§ 115 a 

Rüge und ehrengerichtliche Maßnahme 

(1) Der Einleitung eines ehrengerichtlichen 
Verfahrens gegen einen Rechtsanwalt steht es 
nicht entgegen, daß der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer ihm bereits wegen desselben 
Verhaltens eine Rüge erteilt hat (§ 74). Hat 
das Ehrengericht den Rügebescheid aufgehoben 
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(§ 74 a), weil es eine schuldhafte Pflichtverlet- 
zung nicht festgestellt hat, so kann ein ehren- 
gerichtliches Verfahren wegen desselben Ver- 
haltens nur auf Grund solcher Tatsachen oder 
Beweismittel eingeleitet werden, die dem Ehren- 
gericht bei seiner Entscheidung nicht bekannt 
waren. 

(2) Die Rüge wird mit der Rechtskraft eines 
ehrengerichtlichen Urteils unwirksam, das we- 
gen desselben Verhaltens gegen den Rechts- 
anwalt ergeht und auf Freispruch oder eine 
ehrengerichtliche Maßnahme lautet. Die Rüge 
wird auch unwirksam, wenn rechtskräftig die 
Eröffnung der ehrengerichtlichen Voruntersu- 
chung oder des Hauptverfahrens abgelehnt oder 
der Rechtsanwalt außer Verfolgung gesetzt ist, 
weil eine schuldhafte Pflichtverletzung nicht 
festzustellen ist. 


§ 115b 

Anderweitige Bestrafung 

Ist durch ein Gericht oder eine Behörde eine 
Strafe, eine Disziplinarmaßnahme, eine berufs- 
gerichtliche Maßnahme oder eine Ordnungs- 
maßnahme verhängt worden, so ist von einer 
ehrengerichtlichen Ahndung wegen desselben 
Verhaltens abzusehen, wenn nicht eine ehren- 
gerichtliche Maßnahme zusätzlich erforderlich 
ist, um den Rechtsanwalt zur Erfüllung seiner 
Pflichten anzuhalten und das Ansehen der 
Rechtsanwaltschaft zu wahren. Der Ausschlie- 
ßung steht eine anderweitig verhängte Strafe 
oder Maßnahme nicht entgegen." 


24. In § 117 sowie in den §§ 119, 123, 125, 126 24. unverändert 

+ 127, 128, 131, 133, 134, 135, 137, 138, 143, 146, 

148, 149, 151, 153, 154, 158, 159, 160, 197, 198, 

199 und 204 wird die Bezeichnung „Beschuldig- 
ter" durch die Bezeichnung „Rechtsanwalt" er- 
setzt. 

25. Nach § 1 17 werden folgende §§ 117a bis 117c 25. unverändert 

^ eingefügt: 

„§ 117 a 
Verteidigung 

Auf die Verteidigung im ehrengerichtlichen 
Verfahren ist § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 
der Strafprozeßordnung nicht anzuwenden. 

§ 117b 

Abschluß der Ermittlungen und Schlußgehör 

Nach Abschluß der Ermittlungen (§ 169 a 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung) hat die Staats- 
anwaltschaft dem Rechtsanwalt und seinem Ver- 
teidiger Gelegenheit zur Äußerung zu geben 
(§ 169 a Abs. 2 der Strafprozeßordnung). Das 
Schlußgehör (§§ 169 b und 169 c der Strafpro- 
zeßordnung) ist nur zu gewähren, wenn es mit 
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Rücksicht auf Art und Umfang der Beschuldi- 
gung oder aus anderen Gründen zweckmäßig 
erscheint. 


§ 117c 

Akteneinsicht des Rechtsanwalts 

Der Rechtsanwalt ist befugt, die Akten, die 
dem Gericht vorliegen oder diesem im Falle der 
Einreichung einer Anschuldigungsschrift vorzu- 
legen wären, einzusehen sowie amtlich ver- 
wahrte Beweisstücke zu besichtigen. § 147 
Abs. 2, 3, 5 und 6 der Strafprozeßordnung ist 
insoweit entsprechend anzuwenden." 


26. § 1 18 wird wie folgt geändert: 26. unverändert 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Das ehrengerichtliche Verfahren kann fort- 
gesetzt werden, wenn die Sachaufklärung 
gesichert ist oder wenn im strafgerichtlichen 
Verfahren aus Gründen nicht verhandelt 
werden kann, die in der Person des Rechts- 
anwalts liegen." 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In dem ehrengerichtlichen Verfahren kann 
ein Gericht jedoch die nochmalige Prüfung 
solcher Feststellungen beschließen, deren 
Richtigkeit seine Mitglieder mit Stimmen- 
mehrheit bezweifeln; dies ist in den Grün- 
den der ehrengerichtlichen Entscheidung zum 
Ausdruck zu bringen." 


27. Nach § 118 werden folgende §§ 118a und 27. unverändert 
^ 1 18 b eingefügt: 

„§ 118 a 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zu dem Verfahren anderer 
Berufsgerichtsbarkeiten 

(1) über eine Pflichtverletzung eines Rechts- 
anwalts, der zugleich der Disziplinär-, Ehren- 
oder Berufsgerichtsbarkeit eines anderen Berufs 
untersteht, wird im ehrengerichtlichen Verfah- 
ren für Rechtsanwälte entschieden, es sei denn, 
daß die Pflichtverletzung überwiegend mit der 
Ausübung des anderen Berufs in Zusammen- 
hang steht. Dies gilt nicht für die Ausschließung 
oder für die Entfernung aus dem anderen Beruf. 

(2) Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft, gegen 
einen solchen Rechtsanwalt das ehrengericht- 
liche Verfahren einzuleiten, so teilt sie dies der 
Staatsanwaltschaft oder Behörde mit, die für 
die Einleitung eines Verfahrens gegen ihn als 
Angehörigen des anderen Berufs zuständig 
wäre. Hat die für den anderen Beruf zuständige 
Staatsanwaltschaft oder Einleitungsbehörde die 
Absicht, gegen den Rechtsanwalt ein Verfahren 
einzuleiten, so unterrichtet sie die Staats- 


12. Ausschusses 
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anwaltschaft, die für die Einleitung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens gegen den Rechts- 
anwalt zuständig wäre (§§ 120, 163 Satz 3). 

(3) Hat das Gericht einer Disziplinär-, Ehren- 
oder Berufsgerichtsbarkeit sich zuvor rechtskräf- 
tig für zuständig oder unzuständig erklärt, über 
die Pflichtverletzung eines Rechtsanwalts, der 
zugleich der Disziplinär-, Ehren- oder Berufs- 
gerichtsbarkeit eines anderen Berufs untersteht, 
zu entscheiden, so sind die anderen Gerichte 
an diese Entscheidung gebunden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Rechts- 
anwälte im öffentlichen Dienst, die ihren Beruf 
als Rechtsanwalt nicht ausüben dürfen (§ 47), 
nicht anzuwenden. 

(5) § 110 der Bundesnotarordnung bleibt un- 
berührt. 


§ 118b 

Aussetzung des ehrengerichtlichen Verfahrens 

Das ehrengerichtliche Verfahren kann aus- 
gesetzt werden, wenn in einem anderen gesetz- 
lich geordneten Verfahren über eine Frage zu 
entscheiden ist, deren Beurteilung für die Ent- 
scheidung im ehrengerichtlichen Verfahren von 
wesentlicher Bedeutung ist." 


28. Dem § 121 Abs. 3 wird folgender Satz 3 an- 28. unverändert 
♦ gefügt: 

„Wegen eines Verhaltens, wegen dessen 
Zwangsgeld angedroht oder festgesetzt worden 
ist (§ 57) oder das der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer gerügt hat (§ 74), kann der 
Rechtsanwalt den Antrag nicht stellen." 


29. § 122 erhält folgenden Absatz 4: 29. unverändert 

♦ 

„(4) § 172 der Strafprozeßordnung ist nicht 
anzuwenden." 


30. § 127 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 30. unverändert 

♦ 

„(1) Hält der Untersuchungsrichter den 
Zweck der ehrengerichtlichen Voruntersuchung 
für erreicht, so hat er der Staatsanwaltschaft 
und dem Rechtsanwalt Gelegenheit zu geben, 
sich innerhalb einer zu bestimmenden Frist 
abschließend zu äußern. Der Rechtsanwalt kann 
innerhalb dieser Frist auch beantragen, daß er 
durch den Untersuchungsrichter in Anwesenheit 
des Staatsanwalts zu dem Ergebnis der Vor- 
untersuchung mündlich gehört wird (Schluß- 
gehör durch den Untersuchungsrichter); er ist 
über dieses Recht zu belehren. § 169 b Abs. 2, 

4 und 5, §§ 169 c und 297 der Strafprozeßord- 
nung sind auf das Schlußgehör durch den Unter- 
suchungsrichter entsprechend anzuwenden." 
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31. Dem § 128 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 

♦ fügt: 

„§ 197 Abs. 3 der Strafprozeßordnung ist nicht 
anzuwenden. " 

32. § 129 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 129 

Anträge der Staatsanwaltschaft nach Schluß 
der ehrengerichtlichen Voruntersuchung 

Hat eine ehrengerichtliche Voruntersuchung 
stattgefunden, so reicht die Staatsanwaltschaft 
eine Anschuldigungsschrift bei dem Ehrengericht 
ein oder beantragt, den Rechtsanwalt außer 
Verfolgung zu setzen oder das Verfahren vor- 
läufig einzustellen." 

33. § 130 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In der Anschuldigungsschrift (§ 121 Abs. 1, 
§ 129 dieses Gesetzes sowie § 207 Abs. 3, 
§ 208 Abs. 2 Satz 2 der Strafprozeßordnung) 
ist die dem Rechtsanwalt zur Last gelegte 
Pflichtverletzung unter Anführung der sie 
begründenden Tatsachen zu bezeichnen (An- 
schuldigungssatz) . " 

b) In Absatz 2 wird „§ 129 Abs. 1" ersetzt durch 
„§ 129". 

34. § 131 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) In dem Beschluß, durch den das Haupt- 
verfahren eröffnet wird, läßt das Ehrengericht 
die Anschuldigung zur Hauptverhandlung zu." 

35. Dem § 133 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Entsprechendes gilt in den Fällen des § 207 
Abs. 3 und des § 208 Abs. 2 Satz 2 der Straf- 
prozeßordnung für die nachgereichte Anschuldi- 
gungsschrift." 

36. § 136 wird gestrichen. 

♦ 


37. § 139 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(3) Das ehrengerichtliche Verfahren ist, abge- 
sehen von dem Fall des § 260 Abs. 3 der Straf- 
prozeßordnung, einzustellen, 

1 . wenn die Zulassung zur Rechtsanwalt- 
schaft erloschen oder zurückgenom- 
men ist (§§ 13 bis 16)-, 

2. wenn nach § 1 1 5 b von einer ehren- 
gerichtlichen Ahndung abzusehen ist." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
31. unverändert 


32. unverändert 


33. unverändert 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 


37. unverändert 
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38. § 146 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Auf das Verfahren vor dem Bundesge- 
richtshof sind im übrigen neben den Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung über die Revision 
§§135 und 139 Abs. 3 dieses Gesetzes sinn- 
gemäß anzuwenden. In den Fällen des § 354 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung kann die Sache 
auch an den Ehrengerichtshof eines anderen 
Landes zurückverwiesen werden." 

39. § 156 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Der Rechtsanwalt, der einem gegen ihn 
ergangenen Berufs- oder Vertretungsverbot wis- 
sentlich zuwiderhandelt, wird aus der Rechts- 
anwaltschaft ausgeschlossen, sofern nicht wegen 
besonderer Umstände eine mildere ehrengericht- 
liche Maßnahme ausreichend erscheint." 

40. § 163 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„An die Stelle des Ehrengerichts und des Ehren- 
gerichtshofes für Rechtsanwälte tritt der Bundes- 
gerichtshof." 

41. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts des 

^ Zehnten Teils wird wie folgt gefaßt: 

„Die Kosten in dem ehrengerichtlichen Verfah- 
ren und in dem Verfahren bei Anträgen auf 
ehrengerichtliche Entscheidung gegen die An- 
drohung oder die Festsetzung des Zwangsgelds 
oder über die Rüge" 

42. § 195 erhält folgende Fassung: 

„§ 195 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche Verfahren und das 
Verfahren bei einem Antrag auf ehrengericht- 
liche Entscheidung gegen die Androhung oder 
die Festsetzung des Zwangsgelds (§ 57 Abs. 3) 
oder über die Rüge (§ 74 a Abs. 1) werden keine 
Gebühren, sondern nur die baren Auslagen nach 
den Vorschriften des Gerichtskostengesetzes er- 
hoben." 

43. In § 196 Abs. 1 wird „§ 74 Abs. 5," gestrichen. 

♦ 

44. In § 197 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „eine 

+ ehrengerichtliche Bestrafung" ersetzt durch die 

Worte „die Verhängung einer ehrengerichtli- 
chen Maßnahme". 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
38. unverändert 


39. unverändert 


40. unverändert 


41. unverändert 


42. § 195 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 195 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche Verfahren und das 
Verfahren bei einem Antrag auf ehrengericht- 
liche Entscheidung gegen die Androhung oder 
die Festsetzung des Zwangsgelds (§ 57 Abs. 3) 
oder über die Rüge (§ 74 a Abs. 1) werden keine 
Gebühren, sondern nur die Auslagen nach den 
Vorschriften des Gerichtskostengesetzes erho- 
ben." 

43. unverändert 


44. unverändert 
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45. Nach § 197 wird folgender § 197 a eingefügt: 

„§ 197 a 

Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträgen 
auf ehrengerichtliche Entscheidung gegen die 
Androhung oder die Festsetzung des Zwangs- 
gelds oder über die Rüge 

(1) Weist das Ehrengericht den Antrag auf 
ehrengerichtliche Entscheidung gegen die An- 
drohung oder die Festsetzung des Zwangsgelds 
oder über die Rüge als unbegründet zurück, so 
ist § 197 Abs. 1 Satz 1 entsprechend anzuwen- 
den. Stellt das Ehrengericht fest, daß die Rüge 
wegen der Verhängung einer ehrengerichtlichen 
Maßnahme unwirksam ist (§ 74 a Abs. 5 Satz 2) 
oder hebt es den Rügebescheid gemäß § 74 a 
Abs. 3 Satz 2 auf, so kann es dem Rechtsanwalt 
die in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz 
oder teilweise auferlegen, wenn es dies für an- 
gemessen erachtet. 

(2) Nimmt der Rechtsanwalt den Antrag auf 
ehrengerichtliche Entscheidung zurück oder wird 
der Antrag als unzulässig verworfen, so gilt 
§ 197 Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

(3) Wird die Androhung oder die Festsetzung 
des Zwangsgelds aufgehoben, so sind die not- 
wendigen Auslagen des Rechtsanwalts der 
Rechtsanwaltskammer aufzuerlegen. Das gleiche 
gilt, wenn der Rügebescheid, den Fall des § 74 a 
Abs. 3 Satz 2 ausgenommen, aufgehoben wird 
oder wenn die Unwirksamkeit der Rüge wegen 
eines Freispruchs des Rechtsanwalts im ehren- 
gerichtlichen Verfahren oder aus den Gründen 
des § 115 a Abs. 2 Satz 2 festgestellt wird (§ 74 a 
Abs. 5 Satz 2)." 

46. Die Überschrift des Elften Teils wird wie folgt 

^ geändert: 

„Die Vollstreckung der ehrengerichtlichen Maß- 
nahmen und der Kosten. Die Tilgung“ 

47. § 204 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Strafen" 
durch das Wort „Maßnahmen" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Die Vollstreckung wird von dem Schatz- 
meister der Rechtsanwaltskammer betrie- 
ben." 

c) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 3 wird 
Satz 3 und erhält folgende Fassung: 

„Die Geldbuße fließt der Rechtsanwaltskam- 
mer zu ." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

45. Nach § 197 wird folgender § 197 a eingefügt: 

♦ 

„§ 197 a 

Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträgen 
auf ehrengerichtliche Entscheidung gegen die 
Androhung oder die Festsetzung des Zwangs- 
gelds oder über die Rüge 

(1) Wird der Antrag auf ehrengerichtliche 
Entscheidung gegen die Androhung oder die 
Festsetzung des Zwangsgelds oder über die 
Rüge als unbegründet zurückgewiesen, so ist 
§ 197 Abs. 1 Satz 1 entsprechend anzuwenden. 
Stellt das Ehrengericht fest, daß die Rüge wegen 
der Verhängung einer ehrengerichtlichen Maß- 
nahme unwirksam ist (§ 74 a Abs. 5 Satz 2) oder 
hebt es den Rügebescheid gemäß § 74 a Abs. 3 
Satz 2 auf, so kann es dem Rechtsanwalt die in 
dem Verfahren entstandenen Kosten ganz oder 
teilweise auferlegen, wenn es dies für angemes- 
sen erachtet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


46. unverändert 


47. § 204 wird wie folgt geändert : 

♦ 

a) unverändert 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Vollstreckung wird von der Rechts- 
anwaltskammer betrieben." 


Buchstabe c entfällt 
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48. Nach § 205 wird folgender § 205 a eingefügt: 48. u n v c r a n d e r 1 

♦ 

„§ 205 a 
Tilgung 

(1) Eintragungen in den über den Rechtsan- 
walt geführten Akten über eine Warnung sind 
nach fünf, über einen Verweis oder eine Geld- 
buße nach zehn Jahren zu tilgen. Die über diese 
ehrengerichtlichen Maßnahmen entstandenen 
Vorgänge sind aus den über den Rechtsanwalt 
geführten Akten zu entfernen und zu vernich- 
ten. Nach Ablauf der Frist dürfen diese Maß- 
nahmen bei weiteren ehrengerichtlichen Maß- 
nahmen nicht mehr berücksichtigt werden. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem 
die ehrengerichtliche Maßnahme unanfechtbar 
geworden ist. 

(3) Die Frist endet nicht, solange gegen den 
Rechtsanwalt ein Strafverfahren, ein ehrenge- 
richtliches oder berufsgerichtliches Verfahren 
oder ein Disziplinarverfahren schwebt, eine an- 
dere ehrengerichtliche Maßnahme berücksichtigt 
werden darf oder ein auf Geldbuße lautendes 
Urteil noch nicht vollstreckt worden ist. 

(4) Nach Ablauf der Frist gilt der Rechtsan- 
walt als von ehrengerichtlichen Maßnahmen 
nicht betroffen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rügen des 
Vorstandes der Rechtsanwaltskammer entspre- 
chend. Die Frist beträgt fünf Jahre.“ 


49. § 210 erhält folgende Fassung: 49. § 210 wird gestrichen. 

♦ 

210 

Anträge von Beamten oder Richtern im einst- 
weiligen Ruhestand und von Beamten zur Wie- 
derverwendung 

Bewerbern, die als Beamte oder Richter in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt worden 
sind, und Bewerbern, die als Beamte zur Wie- 
derverwendung gelten (§ 5 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen), kann die Zulassung zur Rechtsanwalt- 
schaft aus den Gründen des § 7 Nr. 10 nicht 
versagt werden." 


49a. In § 226 Abs. 2 werden nach dem Wort „Bremen 11 
^ ein Komma und das Wort „Hamburg 11 eingefügt. 
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50. Nach § 232 wird folgender § 233 eingefügt: 

♦ 

.$ 233 

Rechtsnachfolge der ehemaligen 
Reichs-Rechtsanwaltskammer 

(1) Die Bundesrechtsanwaltskammer ist 
Rechtsnachfolger der früheren Reichs-Rechtsan- 
waltskammer. 

(2) Sie tritt, soweit bisher gesetzlich nichts 
Abweichendes bestimmt worden ist, in alle ver- 
mögensrechtlichen Pflichten und Rechte der frü- 
heren Reichs-Rechtsanwaltskammer ein, haftet 
jedoch nur mit dem übernommenen Vermögen. 
Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über eine dem Fiskus als gesetzlichem Erben an- 
fallende Erbschaft sind entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Die durch die Berliner Kommission für An- 
sprüche auf Vermögenswerte laut Kontrollrats- 
direktive Nr. 50 treuhänderisch auf die Rechts- 
anwaltskammer Berlin übertragenen Vermö- 
genswerte der früheren Reichs-Rechtsanwalts- 
kammer gehen auf die Bundesrechtsanwalts- 
kammer über. Die Rechtsanwaltskammer Berlin 
wird von der ihr nach Artikel IV der Kontroll- 
ratsdirektive Nr, 50 auferlegten Haftung befreit. 
Die Übertragung von Vermögen auf das Land 
Berlin und die damit verbundene Haftung blei- 
ben unberührt. 

(4) Aus Anlaß und in Durchführung des 
Rechtsübergangs entstehende Gerichtskosten 
werden nicht erhoben." 


Artikel II 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 557) wird wie folgt geändert: 


1. § 12 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „die Prüfungs- 
gebühr" gestrichen. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Jeder Bewerber, der zur Prüfung 
zugelassen wird, hat an den Präsidenten des 
Patentamts eine Prüfungsgebühr von einhun- 
dertfünfzig Deutsche Mark zu entrichten. Der 
Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Erhebung der Prüfungsgebühr und deren 
Stundung oder Erlaß zu erlassen." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
50. unverändert 


Artikel II 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 557), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten (EGOWiG) vom 24. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. § 14 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. wenn gegen den Bewerber im Verfahren 
über die Richteranklage auf Entlassung oder 
im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus 
dem Dienst in der Rechtspflege oder aus 
dem Dienst als Angehöriger des Patent- 
amts rechtskräftig erkannt worden ist;". 

3. Dem § 23 Abs. 5 werden folgende Sätze 3 bis 6 
^ angefügt: 

„In dringenden Fällen kann die Anordnung 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Das 
Oberlandesgericht kann seine Anordnung jeder- 
zeit aufheben. Die Anordnung ist nicht anfecht- 
bar. Ergeht eine Anordnung ohne mündliche 
Verhandlung, so entscheidet das Oberlandes- 
gericht auf Antrag des Patentanwalts nach 
mündlicher Verhandlung, ob die Anordnung 
aufrechtzuerhalten oder aufzuheben ist." 

4. Dem § 38 Abs. 5 wird folgender Satz 2 ange- 
♦ fügt: 

„Er erläßt auch die Anordnungen nach § 23 
Abs. 5 Satz 2." 

5. Dem § 46 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 


„Vor der Bestellung ist der Vorstand der 
Patentanwaltskammer zu hören." 


— 5. Wahlperiode __ Druck sache V /3441 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 46 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Vor der Bestellung ist der Vorstand der 
Patentanwaltskammer zu hören." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Präsident des Patentamts soll die 
Vertretung einem Patentanwalt oder Rechts- 
anwalt übertragen. Er kann auch einen 
Patentassessor oder einen Bewerber, der seit 
mindestens achtzehn Monaten in der Aus- 
bildung tätig ist, zum Vertreter bestellen. 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 8, 10 bis 12 sowie Abs. 2 
gilt entsprechend.“ 

5a. § 48 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Ist ein Patentanwalt gestorben, so kann 
der Präsident des Patentamts einen Patent- 
anwalt oder einen Patentassessor zum Abwick- 
ler der Kanzlei bestellen. § 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 8, 
10 bis 12 sowie Abs. 2 gilt entsprechend. Vor 
der Bestellung ist der Vorstand der Patent- 
anwaltskammer zu hören. Der Abwickler ist in 
der Regel nicht länger als für die Dauer eines 
Jahres zu bestellen.“ 
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6. § 50 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absätze 2 bis 5 werden durch folgende Ab- 
sätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Das Zwangsgeld muß vorher durch 
den Vorstand oder den Präsidenten schrift- 
lich angedroht werden. Die Androhung und 
die Festsetzung des Zwangsgelds sind dem 
Patentanwalt zuzustellen. 

(3) Gegen die Androhung und gegen die 
Festsetzung des Zwangsgelds kann der Pa- 
tentanwalt die Entscheidung des Landge- 
richts (§ 85) beantragen. Der Antrag ist bei 
dem Vorstand der Patentanwaltskammer 
schriftlich einzureichen. Erachtet der Vor- 
stand den Antrag für begründet, so hat er 
ihm abzuhelfen; anderenfalls ist der Antrag 
unverzüglich dem Landgericht vorzulegen. 
Im übrigen sind die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung über die Beschwerde sinnge- 
mäß anzuwenden. Die Gegenerklärung (§ 308 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung) wird vom 
Vorstand der Patentanwaltskammer abgege- 
geben. Die Staatsanwaltschaft ist an dem 
Verfahren nicht beteiligt. Der Beschluß des 
Landgerichts kann nicht angefochten wer- 
den." 

b) Absatz 6 wird Absatz 4. 

7. § 60 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. gegen den in den letzten fünf Jahren im 
ehrengerichtlichen Verfahren ein Verweis 
oder eine Geldbuße verhängt worden ist." 

8. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„§ 95 Abs. 2 und 3, § 102 Abs. 2 und § 103 a 
gelten entsprechend." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Vorstand darf eine Rüge nicht 
mehr erteilen, wenn das ehrengerichtliche 
Verfahren gegen den Patentanwalt eingelei- 
leitet ist oder wenn seit der Pflichtverletzung 
mehr als fünf Jahre vergangen sind." 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „zwei 
Wochen" durch die Worte „eines Monats" 
ersetzt. Satz 3 entfällt. 

9. Nach § 70 wird folgender § 70 a eingefügt: 

„§ 70 a 

Antrag auf Entscheidung des Landgerichts 

(1) Wird der Einspruch gegen den Rügebe- 
scheid durch den Vorstand der Patentanwalts- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 70 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vorstand darf eine Rüge nicht 
mehr erteilen, wenn das ehrengerichtliche 
Verfahren gegen den Patentanwalt eingelei- 
tet ist oder wenn seit der Pflichtverletzung 
mehr als drei Jahre vergangen sind." 

c) unverändert 


9. Nach § 70 wird folgender § 70 a eingefügt: 

♦ 

„§ 70 a 

Antrag auf Entscheidung des Landgerichts 
( 1 ) unverändert 
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kammer zurückgewiesen, so kann der Patent- 
anwalt innerhalb eines Monats nach der Zu- 
stellung die Entscheidung des Landgerichts 
(§ 85) beantragen. 

(2) Der Antrag ist bei dem Landgericht schrift- 
lich einzureichen. Auf das Verfahren sind die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
Beschwerde sinngemäß anzuwenden. Die Gegen- 
erklärung (§ 308 Abs. 1 der Strafprozeßordnung) 
wird von dem Vorstand der Patentanwaltskam- 
mer abgegeben. Die Staatsanwaltschaft ist an 
dem Verfahren nicht beteiligt. Eine mündliche 
Verhandlung findet statt, wenn sie der Patent- 
anwalt beantragt oder das Landgericht für er- 
forderlich hält; der Patentanwalt kann den An- 
trag auf mündliche Verhandlung nur bis zum 
Ablauf der in Absatz 1 bestimmten Frist stellen. 
Von Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung 
sind der Vorstand der Patentanwaltskammer, 
der Patentanwalt und sein Verteidiger zu be- 
nachrichtigen. Art und Umfang der Beweisauf- 
nahme bestimmt das Gericht. Es hat jedoch zur 
Erforschung der Wahrheit die Beweisaufnahme 
von Amts wegen auf alle Tatsachen und Be- 
weismittel zu erstrecken, die für die Entschei- 
dung von Bedeutung sind. 

(3) Der Rügebescheid kann nicht deshalb auf- 
gehoben werden, weil der Vorstand der Patent- 
anwaltskammer zu Unrecht angenommen hat, 
die Schuld des Patentanwalts sei gering und der 
Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens nicht erforderlich. Treten die Vor- 
aussetzungen, unter denen nach § 102 Abs. 2 ein 
ehrengerichtliches Verfahren nicht eingeleitet 
oder fortgesetzt werden darf oder nach § 103 a 
von einer ehrengerichtlichen Ahndung abzuse- 
hen ist, erst ein, nachdem der Vorstand die Rüge 
erteilt hat, so hebt das Landgericht den Rüge- 
bescheid auf. Der Beschluß ist mit Gründen zu 

* versehen. Er kann nicht angefochten werden. 

(4) Das Landgericht teilt unverzüglich der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
(§ 105) eine Abschrift des Antrags mit. Der 
Staatsanwaltschaft ist auch eine Abschrift des 
Beschlusses mitzuteilen, mit dem über den An- 
trag enschieden wird. 

(5) Leitet die Staatsanwaltschaft wegen des- 
selben Verhaltens, das der Vorstand der Patent- 
anwaltskammer gerügt hat, ein ehrengerichtli- 
ches Verfahren gegen den Patentanwalt ein, be- 
vor die Entscheidung über den Antrag nach Ab- 
satz 1 ergangen ist, so wird das Verfahren über 
den Antrag bis zum rechtskräftigen Abschluß 
des ehrengerichtlichen Verfahrens ausgesetzt. In 
den Fällen des § 103 Abs. 2 stellt das Land- 
gericht nach Beendigung der Aussetzung fest, 
daß die Rüge unwirksam ist. 11 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(2) Der Antrag ist bei dem Landgericht schrift- 
lich einzureichen. Auf das Verfahren sind die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
Beschwerde sinngemäß anzuwenden. Die Gegen- 
erklärung (§ 308 Abs. 1 der Strafprozeßordnung) 
wird von dem Vorstand der Patentanwaltskam- 
mer abgegeben. Die Staatsanwaltschaft ist an 
dem Verfahren nicht beteiligt. Eine mündliche 
Verhandlung findet statt, wenn sie der Patent- 
anwalt beantragt oder das Landgericht für er- 
forderlich hält. Von Zeit und Ort der münd- 
lichen Verhandlung sind der Vorstand der 
Patentanwaltskammer, der Patentanwalt und 
sein Verteidiger zu benachrichtigen. Art und 
Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Ge- 
richt. Es hat jedoch zur Erforschung der Wahr- 
heit die Beweisaufnahme von Amts wegen auf 
alle Tatsachen und Beweismittel zu erstrecken, 
die für die Entscheidung von Bedeutung sind. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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10. In §88 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„Die patentanwaltlichen Mitglieder sind ehren- 
amtliche Richter. In ihrer Eigenschaft als ehren- 
amtliche Richter haben sie während der Dauer 
ihres Amtes die Rechte und Pflichten eines Be- 
rufsrichters." 

11. § 92 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 92 

Rechtsstellung der Patentanwälte als Beisitzer 

(1) Die Patentanwälte sind ehrenamtliche 
Richter. Sie haben in der Sitzung, zu der sie als 
Beisitzer herangezogen werden, die Rechte und 
Pflichten eines Berufsrichters. 

(2) § 88 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gilt entspre- 
chend.' 1 


12. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt 

^ gefaßt: 

„Die ehrengerichtliche Ahndung 
von Pflichtverletzungen 11 

13. § 95 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 95 

Ahndung einer Pflichtverletzung 

(1) Gegen einen Patentanwalt, der seine 
Pflichten schuldhaft verletzt, wird eine ehren- 
gerichtliche Maßnahme verhängt. 

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Ver- 
halten eines Patentanwalts ist eine ehrengericht- 
lich zu ahndende Pflichtverletzung, wenn es 
nach den Umständen des Einzelfalls in besonde- 
rem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen 
in einer für die Ausübung der Anwaltstätigkeit 
oder für das Ansehen der Patentanwaltschaft 
bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. 

(3) Eine ehrengerichtliche Maßnahme kann 
nicht verhängt werden, wenn der Patentanwalt 
zur Zeit der Tat der patentanwaltlichen Ehren- 
gerichtsbarkeit nicht unterstand. 11 

14. § 96 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 96 

Ehrengerichtliche Maßnahmen 

(1) Ehrengerichtliche Maßnahmen sind 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu zehntausend Deut- 
sche Mark, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

10. In § 88 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 fol- 
^ gende Fassung: 

„Die patentanwaltlichen Mitglieder sind ehren- 
amtliche Richter. Sie haben in ihrer Eigenschaft 
als ehrenamtliche Richter während der Dauer 
ihres Amtes die Stellung eines Berufsrichters.'' 


11. § 92 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 92 

Rechtsstellung der Patentanwälte als Beisitzer 

(1) Die Patentanwälte sind ehrenamtliche 
Richter. Sie haben in der Sitzung, zu der sie als 
Beisitzer herangezogen werden, die Stellung 
eines Berufsrichters. 

(2) unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. u n v'e rändert 
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4. Ausschließung aus der Patentanwalt- 
schaft. 

(2) Die ehrengerichtlichen Maßnahmen des 
Verweises und der Geldbuße können nebenein- 
einander verhängt werden." 

15. § 97 wird wie folgt gefaßt: 15. unverändert 

♦ 

„§ 97 

Verjährung der Verfolgung einer 
Pflichtverletzung 

Die Verfolgung einer Pflichtverletzung, die 
nicht die Ausschließung aus der Patentanwalt- 
schaft rechtfertigt, verjährt in fünf Jahren. 

§§ 66, 67 Abs. 4, §§ 68 und 69 des Strafgesetz- 
buches gelten entsprechend." 

16. In § 99 sowie in den §§ 101, 108, 110, 111, 112, 16. unverändert 

+ 113, 114, 115, 116, 118, 119, 120, 121, 122, 125, 

128, 130, 131, 133, 135, 136, 140, 141, 144, 150 und 
151 wird die Bezeichnung „Beschuldigter" durch 
die Bezeichnung „Patentanwalt" ersetzt. 


17. § 102 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Das ehrengerichtliche Verfahren kann fort- 
gesetzt werden, wenn die Sachaufklärung 
gesichert ist oder wenn im strafgerichtlichen 
Verfahren aus Gründen nicht verhandelt 
werden kann, die in der Person des Patent- 
anwalts liegen." 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In dem ehrengerichtlichen Verfahren kann 
ein Gericht jedoch die nochmalige Prüfung 
solcher Feststellungen beschließen, deren 
Richtigkeit seine Mitglieder mit Stimmen- 
mehrheit bezweifeln; dies ist in den Grün- 
den der ehrengerichtlichen Entscheidung zum 
Ausdruck zu bringen." 


18. Nach § 102 werden folgende §§ 102 a und 102 b 18. unverändert 
^ eingefügt: 

„§ 102 a 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zu dem Verfahren anderer Berufsgerichtsbar- 
keiten 

(1) Uber eine Pflichtverletzung eines Patent- 
anwalts, der zugleich der Disziplinär-, Ehren- 
oder Berufsgerichtsbarkeit eines anderen Berufs 
untersteht, wird im ehrengerichtlichen Verfah- 
ren für Patentanwälte entschieden, es sei denn, 
daß die Pflichtverletzung überwiegend mit der 
Ausübung des anderen Berufs in Zusammen- 
hang steht. Dies gilt nicht für die Ausschließung 
oder für die Entfernung aus dem anderen Beruf. 
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Ausschusses 
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(2) Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft gegen 
einen solchen Patentanwalt das ehrengericht- 
liche Verfahren einzuleiten, so teilt sie dies der 
Staatsanwaltschaft oder Behörde mit, die für die 
Einleitung des Verfahrens gegen ihn als Ange- 
hörigen des anderen Berufs zuständig wäre. Hat 
die für den anderen Beruf zuständige Staats- 
anwaltschaft oder Einleitungsbehörde die Ab- 
sicht, gegen den Patentanwalt ein Verfahren 
einzuleiten, so unterrichtet sie die Staatsanwalt- 
schaft, die für die Einleitung des ehrengericht- 
lichen Verfahrens gegen den Patentanwalt zu- 
ständig wäre (§ 105). 

(3) Hat das Gericht einer Disziplinär-, Ehren- 
oder Berufsgerichtsbarkeit sich zuvor rechts- 
kräftig für zuständig oder unzuständig erklärt, 
über die Pflichtverletzung eines Patentanwalts, 
der zugleich der Disziplinär-, Ehren- oder Be- 
rufsgerichtsbarkeit eines anderen Berufs unter- 
steht, zu entscheiden, so sind die anderen Ge- 
richte an diese Entscheidung gebunden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Patentan- 
wälte im öffentlichen Dienst, die ihren Beruf als 
Patentanwalt nicht ausüben dürfen (§ 42), nicht 
anzuwenden. 

(5) §118a der Bundesrechtsanwaltsordnung 
und § 110 der Bundesnotarordnung bleiben un- 
berührt. 


§ 102 b 

Aussetzung des ehrengerichtlichen Verfahrens 

Das ehrengerichtliche Verfahren kann ausge- 
setzt werden, wenn in einem anderen gesetzlich 
geordneten Verfahren über eine Frage zu ent- 
scheiden ist, deren Beurteilung für die Entschei- 
dung im ehrengerichtlichen Verfahren von 
wesentlicher Bedeutung ist." 


19. § 103 wird wie folgt geändert: 19. unverändert 

♦ 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Rüge und ehrengerichtliche Maßnahme" 

b) Der bisherige Wortlaut der Vorschrift wird 
Absatz 1. 

c) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Hat das Landgericht den Rügebescheid auf- 
gehoben (§70a), weil es eine schuldhafte 
Pflichtverletzung nicht festgestellt hat, so 
kann ein ehrengerichtliches Verfahren wegen 
desselben Verhaltens nur auf Grund solcher 
Tatsachen und Beweismittel eingeleitet wer- 
den, die dem Gericht bei seiner Entscheidung 
nicht bekannt waren." 

d) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Rüge wird mit der Rechtskraft 
eines ehrengerichtlichen Urteils unwirksam, 
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das wegen desselben Verhaltens gegen den 
Patentanwalt ergeht und auf Freispruch oder 
eine ehrengerichtliche Maßnahme lautet. Die 
Rüge wird auch unwirksam, wenn rechtskräf- 
tig die Eröffnung der ehrengerichtlichen Vor- 
untersuchung oder des Hauptverfahrens ab- 
gelehnt oder der Patentanwalt außer Verfol- 
gung gesetzt ist, weil eine schuldhafte 
Pflichtverletzung nicht festzustellen ist." 

20. Nach § 103 wird folgender § 103 a eingefügt: 20. unverändert 

♦ 

„§ 103 a 

Anderweitige Bestrafung 

Ist durch ein Gericht oder eine Behörde eine 
Strafe, eine Disziplinarmaßnahme, eine berufs- 
gerichtliche Maßnahme oder eine Ordnungsmaß- 
nahme verhängt worden, so ist von einer ehren- 
gerichtlichen Ahndung desselben Verhaltens ab- 
zusehen, wenn nicht eine ehrengerichtliche Maß- 
nahme zusätzlich erforderlich ist, um den Patent- 
anwalt zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten 
und das Ansehen der Patentanwaltschaft zu 
wahren. Der Ausschließung steht eine ander- 
weitig verhängte Strafe oder Maßnahme nicht 
entgegen." 

21. Nach § 105 wird folgender § 105 a eingefügt: 21. unverändert 

♦ 

„§ 105 a 

Abschluß der Ermittlungen und Schlußgehör 

Nach Abschluß der Ermittlungen (§169 a 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung) hat die Staats- 
anwaltschaft dem Patentanwalt und seinem Ver- 
teidiger Gelegenheit zur Äußerung zu geben 
(§169a Abs. 2 der Strafprozeßordnung). Das 
Schlußgehör (§§ 169 b und 169 c der Strafprozeß- 
ordnung) ist nur zu gewähren, wenn es mit 
Rücksicht auf Art und Umfang der Beschuldi- 
gung oder aus anderen Gründen zweckmäßig er- 
scheint." 


22. Dem § 106 Abs. 3 wird folgender Satz 3 ange- 22. unverändert 

♦ fügt: 

„Wegen eines Verhaltens, wegen dessen 
Zwangsgeld angedroht oder festgesetzt worden 
ist (§ 50) oder das der Vorstand der Patent- 
anwaltskammer gerügt hat (§ 70), kann der 
Patentanwalt den Antrag nicht stellen." 

23. § 107 erhält folgenden Absatz 4: 23. unverändert 

♦ 

Jf (4) § 172 der Strafprozeßordnung ist nicht 
anzuwenden." 


chusses 
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24. § 1 23 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt : 24. unverändert 

♦ 

„(3) Das ehrengerichtliche Verfahren ist, ab- 
gesehen von dem Fall des § 260 Abs. 3 der 
Strafprozeßordnung, einzustellen, 

1. wenn die Zulassung zur Patentan- 
waltschaft erloschen oder zurückge- 
nommen ist (§§ 20 bis 23); 

2. wenn nach § 103 a von einer ehren- 
gerichtlichen Ahndung abzusehen 
ist." 


25. § 138 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 25. unverändert 

♦ 

„(1) Der Patentanwalt, der einem gegen ihn 
ergangenen Berufs- oder Vertretungsverbot wis- 
sentlich zuwiderhandelt, wird aus der Patent- 
anwaltschaft ausgeschlossen, sofern nicht we- 
gen besonderer Umstände eine mildere ehren- 
gerichtliche Maßnahme ausreichend erscheint." 


26. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts des Sie- 26. unverändert 
^ benten Teils wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vollstreckung der ehrengerichtlichen Maß- 
nahmen und der Kosten. Die Tilgung" 


27. § 144 erhält folgende Überschrift: 27. unverändert 

♦ 

„Vollstreckung der ehrengerichtlichen 
Maßnahmen" 


28. Nach § 144 wird folgender § 144a eingefügt: 28. unverändert 

♦ 

„§ 144 a 
Tilgung 

(1) Eintragungen in den über den Patentan- 
walt geführten Akten über eine Warnung sind 
nach fünf, über einen Verweis oder eine Geld- 
buße nach zehn Jahren zu tilgen. Die über diese 
ehrengerichtlichen Maßnahmen entstandenen 
Vorgänge sind aus den über den Patentanwalt 
geführten Akten zu entfernen und zu vernich- 
ten. Nach Ablauf der Frist dürfen diese Maß- 
nahmen bei weiteren ehrengerichtlichen Maß- 
nahmen nicht mehr berücksichtigt werden. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem 
die ehrengerichtliche Maßnahme unanfechtbar 
geworden ist. 

(3) Die Frist endet nicht, solange gegen den 
Patentanwalt ein Strafverfahren, ein ehrenge- 
richtliches oder berufsgerichtliches Verfahren 
oder ein Disziplinarverfahren schwebt, eine an- 
dere ehrengerichtliche Maßnahme berücksichtigt 
werden darf oder ein auf Geldbuße lautendes 
Urteil noch nicht vollstreckt ist. 


Schusses 
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(4) Nach Ablauf der Frist gilt der Patent- 
anwalt als von ehrengerichtlichen Maßnahmen 
nicht betroffen. 


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rügen des 
Vorstands der Patentanwaltskammer entspre- 
chend. Die Frist beträgt fünf Jahre." 

29. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts des 

^ Achten Teils wird wie folgt gefaßt: 

„Die Kosten in dem ehrengerichtlichen Verfah- 
ren und in dem Verfahren bei Anträgen auf 
Entscheidung des Landgerichts gegen die An- 
drohung oder die Festsetzung des Zwangsgelds 
oder über die Rüge" 

30. § 148 erhält folgende Fassung: 

„§ 148 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche Verfahren und das 
Verfahren bei einem Antrag auf Entscheidung 
des Landgerichts gegen die Androhung oder 
die Festsetzung des Zwangsgelds (§ 50 Abs. 3) 
oder über die Rüge (§ 70 a Abs. 1) werden 
keine Gebühren, sondern nur die baren Aus- 
lagen nach den Vorschriften des Gerichtskosten- 
gesetzes erhoben." 

31. In § 149 Abs. 1 wird „§ 70 Abs. 5," gestrichen. 

♦ 

32. In § 150 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „eine 

^ ehrengerichtliche Bestrafung" ersetzt durch die 

Worte „die Verhängung einer ehrengericht- 
lichen Maßnahme". 

33. Nach § 150 wird folgender § 150 a eingefügt: 

„§ 150 a 

Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträgen 
auf Entscheidung des Landgerichts gegen die 
Androhung oder die Festsetzung des Zwangs- 
gelds oder über die Rüge 

(1) Weist das Landgericht den Antrag auf 
ehrengerichtliche Entscheidung gegen die An- 
drohung oder die Festsetzung des Zwangsgelds 
oder über die Rüge als unbegründet zurück, so 
ist § 150 Abs. 1 Satz 1 entsprechend anzuwen- 
den. Stellt das Landgericht fest, daß die Rüge 
wegen der Verhängung einer ehrengerichtlichen 
Maßnahme unwirksam ist (§ 70 a Abs. 5 Satz 2) 
oder hebt es den Rügebescheid gemäß § 70 a 
Abs. 3 Satz 2 auf, so kann es dem Patentanwalt 
die in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz 
oder teilweise auferlegen, wenn es dies für an- 
gemessen erachtet. 


29. unverändert 


30. § 148 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 148 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche Verfahren und das 
Verfahren bei einem Antrag auf Entscheidung 
des Landgerichts gegen die Androhung oder 
die Festsetzung des Zwangsgelds (§ 50 Abs. 3) 
oder über die Rüge (§ 70 a Abs. 1) werden 
keine Gebühren, sondern nur die Auslagen nach 
den Vorschriften des Gerichtskostengesetzes er- 
hoben." 


31. unverändert 


32. unverändert 


33, Nach § 150 wird folgender § 150 a eingefügt: 


Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträgen 
auf Entscheidung des Landgerichts gegen die 
Androhung oder die Festsetzung des Zwangs- 
gelds oder über die Rüge 

(1) Wird der Antrag auf ehrengerichtliche 
Entscheidung gegen die Androhung oder die 
Festsetzung des Zwangsgelds oder über die 
Rüge als unbegründet zurückgewiesen, so ist 
§ 150 Abs. 1 Satz 1 entsprechend anzuwenden. 
Stellt das Landgericht fest, daß die Rüge wegen 
der Verhängung einer ehrengerichtlichen Maß- 
nahme unwirksam ist (§ 70 a Abs. 5 Satz 2) oder 
hebt es den Rügebescheid gemäß § 70 a Abs. 3 
Satz 2 auf, so kann es dem Patentanwalt die in 
dem Verfahren entstandenen Kosten ganz oder 
teilweise auferlegen, wenn es dies für angemes- 
sen erachtet. 
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(2) Nimmt der Patentanwalt den Antrag auf 
Entscheidung des Landgerichts zurück oder wird 
der Antrag als unzulässig verworfen, so gilt 
§ 150 Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

(3) Wird die Androhung oder die Festset- 
zung des Zwangsgelds aufgehoben, so sind die 
notwendigen Auslagen des Patentanwalts der 
Patentanwaltskammer aufzuerlegen. Das gleiche 
gilt, wenn der Rügebescheid, den Fall des § 70 a 
Abs. 3 Satz 2 ausgenommen, aufgehoben wird 
oder wenn die Unwirksamkeit der Rüge wegen 
eines Freispruchs des Patentanwalts im ehren- 
gerichtlichen Verfahren oder aus den Gründen 
des § 103 Abs. 2 Satz 2 festgestellt wird (§ 70 a 
Abs. 5 Satz 2)." 

34. § 162 erhält folgende Fassung: 

.,§ 162 

Anträge von Beamten oder Richtern im einst- 
weiligen Ruhestand und von Beamten zur Wie- 
derverwendung 

Bewerbern, die als Beamte oder Richter in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt worden 
sind, und Bewerbern, die als Beamte zur Wie- 
derverwendung gelten (§5 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Perso- 
nen), kann die Zulassung zur Patentanwalt- 
schaft aus den Gründen des § 14 Abs. 1 Nr. 11 
nicht versagt werden. 11 


35. § 172 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Ingenieurschule" die Worte „oder einer 
gleichwertigen technischen Lehranstalt" ein- 
gefügt. 

b) In Absatz 5 werden die Worte „staatlich an- 
erkannten" durch die Worte „öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten Inge- 
nieurschulen" ersetzt. 


Artikel III 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung vom 24. Februar 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 98), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Neuordnung des Bundesdisziplinar- 
rechts vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), 
wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


34. § 162 wird gestrichen. 

♦ 


34a. § 170 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

^ „Sie kann nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
angefochten werden (§§ 125, 127)." 

35. unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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1. § 74 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Notarkammer kann zur Erzwingung 
der den Notaren oder Notarassessoren nach Ab- 
satz 1 obliegenden Pflichten zur Auskunft und 
zum persönlichen Erscheinen nach vorheriger 
schriftlicher Androhung Zwangsgeld bis zu drei- 
hundert Deutsche Mark festsetzen. Das Zwangs- 
geld fließt zur Kasse der Notarkammer; es wird 
wie ein rückständiger Beitrag beigetrieben.' 1 


2. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ist dies zweifelhaft oder besteht ein solcher 
Zusammenhang nicht, so ist, wenn es sich um 
einen Anwaltsnotar handelt, im ehrengericht- 
lichen Verfahren für Rechtsanwälte, andern- 
falls im Disziplinarverfahren zu entscheiden." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Hat ein Ehrengericht oder ein Diszi- 
plinargericht sich zuvor rechtskräftig für zu- 
ständig oder unzuständig erklärt, so ist das 
andere Gericht an diese Entscheidung gebun- 
den." 


Artikel IV Artikel 

Übergangsvorschriften u n v e r ä n 

(1) § 57 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der 
Fassung des Artikels I Nr. 8 und § 50 der Patentan- 
waltsordnung in der Fassung des Artikels II Nr. 6 
sind nur in den Verfahren anzuwenden, in denen 
das Zwangsgeld nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes angedroht oder festgesetzt worden ist. 

(2) §§ 74, 74 a, 115 a, 195, 196 und 197 a der 
Bundesrechtsanwaltsordnung in der Fassung des 
Artikels I Nr. 11, 12, 23, 42, 43 und 45 sowie §§ 70, 

70 a, 103, 148, 149 und 150 a der Patentanwaltsord- 
nung in der Fassung des Artikels II Nr. 8, 9, 19, 30, 

31 und 33 sind nur in den Fällen anzuwenden, in 
denen der Vorstand die Rüge nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erteilt hat. 

(3) § 121 Abs. 3 Satz 3 der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung in der Fassung des Artikels I Nr. 28 und 
§ 106 Abs. 3 Satz 3 der Patentanwaltsordnung in 
der Fassung des Artikels II Nr. 22 sind nur in Ver- 
fahren anzuwenden, in denen die Androhung oder 
die Festsetzung des Zwangsgeldes oder die Rüge 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangen 
sind. 


Drucksache V/3441 
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. IV 

d e r t 
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Artikel V Artikel V 

Geltung in Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VI 

Inkrafttreten 


Artikel VI 

Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 

dung in Kraft. 
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